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1. Festlegung der Tagesordnung und 
Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung am 08.06.2020 

begrüßt die Anwesenden. 

Die Tagesordnung wird festgestellt. Die Niederschrift vom 08.06.2020 wird ohne Änderung 
genehmigt. bittet, die in der letzten Sitzung angekündigten Unterlagen zur 
Abschaffung der Deputationen (vgl. Anlage 2) zu verschicken. 

2. Berichte 

berichtet von der Anerkennung der Träger MOOKWAT e. V., Jugendtreff Hamm 
e.V., EvaMigra e.V., aubiko e.V. und des Sintivereins und der weiteren Anerkennung mehrerer 
Träger als Träger der freien Jugendhilfe gern. § 75 SGB. ergänzt, dass der 
Widerruf der Anerkennung der Kindervereinigung e.V. als Träger der freien Jugendhilfe gern. 
§ 75 SGB VIII erfolgt sei, da der Träger der wiederholter Aufforderung Unterlagen einzureichen 
nicht gefolgt sei. 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

3. Aktuelles aus der Verwaltung 
Behördenumstrukturierung und Integration des Amtes G 

berichtet von der Integration des Amtes G, das strukturell, räumlich und 
inhaltlich ein fester Bestandteil der Sozialbehörde werden solle. Derzeit werde die künftige 
Gestaltung der Schnittstellen mit Amt G eruiert. Staatsrätin für das Thema Gesundheit sei 

Organisatorische Veränderungen im Amt für Familie 

Weiterhin berichtet von organisatorischen Entwicklungen im Amt für Familie 
(vgl. Anlage 3) und weist in diesem Zusammenhang auf den erfolgten Aufbau des Kitaprüf- 
Bereichs und die personelle Stärkung der Kita-Trägerberatung hin. 

gehe als Leiter des Landesjugendamtes zum Monatsende in Ruhestand. 
Die bisherbei^^B direkt angebundenen Themen internationale 
Jugendarbeit sowie die bundes- und EU-politischen Aufgaben würden nun durch das neu 
gegründete Referat „Internationale Jugendarbeit und Jugendverbandsarbeit“ unter der Leitung 
von erledigt. Die kommissarische Leitung der Abteilung übernehme die 
Referatsleiterin der „Gemeinsamen Zentralen Adoptionsstelle“, Ferner 
übernehme ab September die Leitung des Referats „Überregionale Jugend- 
und Familienförderung“ als Nachfolgerin von Thematisch habe für das 
Landesjugendamt in diesem Jahr insbesondere der erfolgte Start des dualen Studiengangs 
Soziale Arbeit, der durch das Praxisbüro des Sozialpädagogischen Fortbildungszentrums 
koordiniert werde, im Fokus gestanden. 

Zukünftig werde zudem die Anbindung der Stabstellen und eine amtsinterne Zentralisierung 
der Zuwendungsaufgaben thematisiert. 

Sachstand Haushaltsplanung 2021/2022 

berichtet von der gegenwärtigen Haushaltsplanung. Die Mehrkosten aufgrund 
der Überführung in den TV-L SuE seien angemeldet worden. Mit einem Haushaltsbeschluss 
durch die Bürgerschaft sei erst im kommenden Jahr zu rechnen, sodass der Senat zunächst 
zur vorläufigen Haushaltsführung ermächtigt werde. Auf Nachfrage bestätigt 
die Basis für die Zuwendungen im Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung die Bescheide 
für das Jahr 2020 seien. 
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Projekt zur sicheren E-Mail-Kommunikation zwischen Trägern und 
Bezirksämtern 

erläutert auf Bitte von dass ein Projekt zur Einrichtung einer 
sozialdatenschutzkonformen End-zu-End-Verschlüsselung initiiert worden sei, das sich 
gerade in der Erprobung befinde. Mit einer ersten Auswertung sei in drei Wochen zu rechnen. 

bittet um Information des Landesjugendhilfeausschusses, sobald es einen neuen 
Sachstand gebe. 

Sachstand Corona-Pandemie 

weist auf die Änderungen der Eindämmungsverordnung hin, speziell auf die 
Möglichkeit, sportliche Veranstaltungen wieder mit bis zu 30 Personen im Freien und in Hallen 
durchzuführen, was auch den Sportunterricht beträfe. Schulen und Kitas befänden sich wieder 
im Regelbetrieb, die Betreuungsquote in den Kitas liege mittlerweile durchschnittlich bei ca. 
80%. Ein Hygienekonzept sei mit den Verbänden abgestimmt und werde den Trägern zur 
Verfügung gestellt. Aufgrund durchgehender Testungen und nötigenfalls 
Gruppenschließungen habe es bisher keine Kitaschließungen gegeben. Die Infektionsketten 
seien gegenwärtig gut nachzuverfolgen. 

Aufgrund eines Feueralarms wird die Sitzung vorzeitig beendet. 

gez. gez. 

(Vorsitz) (Protokoll) 
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BÜRGERSCHAFT 

DER FREIEN UND HANSESTADT HAMBURG 

22. Wahlperiode 

Drucksache 

10.06.20 

Antrag 

und 

der Abgeorc 

Betr.: Für ein moderneres Verständnis von Bürgerbeteiligung an Entschei- 
dungen der Exekutive - Weiterentwicklung von Artikel 56 HV 

Hamburg hat 2012 mit einem Transparenzgesetz bundesweit Maßstäbe gesetzt. 
Damit konnte - zusammen mit den direktdemokratischen Instrumenten auf Bezirks- 
und Landesebene - die Beteiligung und Kontrolle der Bürgerinnen und Bürger an 
Angelegenheiten der Exekutive deutlich ausgebaut und ein wirksamer Beitrag zur 
demokratischen Meinungsbildung und gegen Politikverdrossenheit geleistet werden. 
Nachdem sich das Transparenzgesetz anerkanntermaßen bewährt hat und in der 
letzten Legislaturperiode bereits fortentwickelt wurde, wollen die Regierungsfraktionen 
dieses mit einer Verfassungsgarantie absichern und damit auch auf eine höhere Ebe- 
ne heben. Mit einem Verfassungsauftrag an die Verwaltung für Bürgernähe und 
Transparenz wird dem heutigen, modernen Ansatz eines beteiligungsorientierten 
Verwaltungsverständnisses Rechnung getragen. Demgegenüber stammen die Depu- 
tationen als Beteiligungsinstrument aus einer Zeit, in der es die anderen modernen 
Kontrollinstrumente noch nicht gab. Die Sitzungen der Deputationen sind vertraulich 
und damit für die Öffentlichkeit nicht transparent. Der Stichentscheid der verantwortli- 
chen Behördenleitung sorgt dafür, dass Entscheidungen gegen den Willen des Senats 
nur in den seltensten Fällen erfolgen und bekannt geworden sind. Die verfassungs- 
rechtliche Vorgabe der Mitwirkung des Volkes ist regelmäßig beschränkt auf die Mit- 
wirkung von Parteimitgliedern, da die Deputierten nach dem Verhältnis der Stimmen- 
anteile bei den Bürgerschaftswahlen von den jeweiligen Fraktionen gewählt werden. 
Vor diesem Hintergrund wollen die Regierungsfraktionen den Artikel 56 der Verfas- 
sung der Freien und Hansestadt Hamburg zu einem Verfassungsauftrag für eine bür- 
gernahe und transparente Verwaltung weiterentwickeln, indem wir die heute etwas 
aus der Zeit gefallenen und in der Öffentlichkeit weithin unbekannten Deputationen 
abschaffen und Hamburg mit einer wirksamen Verfassungsgarantie für das Transpa- 
renzgesetz in diesem Bereich bundesweit an die Spitze setzen. 

Die Bürgerschaft möge beschließen: 

Die Bürgerschaft beschließt nachfolgendes 

Gesetz 
zur Weiterentwicklung und Stärkung einer dem Allgemeinwohl, 

der Bürgernähe und Transparenz verpflichteten Verwaltung 

Vom ... 
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Artikel 1 

Änderung der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg 

Artikel 56 der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg vom 6. Juni 1952 
(Sammlung des bereinigten hamburgischen Landesrechts I 100-a), zuletzt geändert 
am {einzusetzen ist das Datum der ietzten Änderung) (HmbGVBI. Seite (...)), erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 56 

„Die Verwaltung ist an Gesetz und Recht gebunden. Sie ist dem Wohl der Allgemein- 
heit und den Grundsätzen der Bürgernähe und Transparenz verpflichtet. Sie macht 
die bei ihr vorhandenen Informationen zugänglich und veröffentlicht bestimmte Infor- 
mationen, soweit dem nicht öffentliche Belange, Rechte Dritter oder gesetzliche Vor- 
schriften entgegenstehen. Das Nähere regelt ein Gesetz.“ 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über Verwaltungsbehörden 

Die §§ 7, 9 bis 15 sowie § 16 Sätze 3 und 4 des Gesetzes über Verwaltungsbehörden 
in der Fassung vom 30. Juli 1952 (Sammlung des bereinigten hamburgischen Landes- 
rechte I 2000-a), zuletzt geändert am {einzusetzen ist das Datum der ietzten Ände- 
rung) (HmbGVBI. Seite (...)), werden aufgehoben. 

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über die Kommission für Bodenordnung 

§ 1 Absatz 3 des Gesetzes über die Kommission für Bodenordnung vom 29. April 
1997 (HmbGVBI. Seite 131), zuletzt geändert am {einzusetzen ist das Datum der ietz- 
ten Änderung) (HmbGVBI. Seite (...)), erhält folgende Fassung: 

„(3) Von den von der Bürgerschaft zu wählenden ehrenamtlichen Mitgliedern müssen 
drei der Bürgerschaft angehören.“ 

Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über die Berufsgerichtsbarkeit der Heilberufe 

In § 7 Absatz 2 des Gesetzes über die Berufsgerichtsbarkeit der Heilberufe in der 
Fassung vom 20. Juni 1972 (HmbGVBI. Seite 111), zuletzt geändert am 24. Januar 
2020 (HmbGVBI. Seite 92), wird das Komma am Ende von Buchstabe b durch einen 
Punkt ersetzt und Buchstabe c gestrichen. 

Artikel 5 

Änderung des Hamburgischen Jagdgesetzes 

In § 28 Absatz 1 Satz 2 des Hamburgischen Jagdgesetzes vom 22. Mai 1978 
(HmbGVBI. Seite 162), zuletzt geändert am 18. Juli 2001 (HmbGVBI. Seiten 251, 
257), wird das Wort „Deputierten“ ersetzt durch die Wörter „Mitgliedern der Hamburgi- 
schen Bürgerschaft“. 

Artikel 6 

Änderung des Gesetzes über den Rechnungshof der Freien und Hansestadt 
Hamburg 

In § 8 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes über den Rechnungshof der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg vom 2. September 1996 (HmbGVBI. Seite 219), zuletzt geändert am 
{einzusetzen ist das Datum der ietzten Änderung) (HmbGVBI. Seite (...)), wird die 
Textstelle „einer Deputation,“ gestrichen. 

Artikel 7 

Änderung des Hamburgischen Schulgesetzes 

§ 79 Absatz 3 Satz 2 des Hamburgischen Schulgesetzes vom 16. April 1997 
(HmbGVBI. Seite 97), zuletzt geändert am 31. August 2018 (HmbGVBI. Seite 280), 
wird gestrichen. 
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Artikel 8 

Änderung des Hamburgischen Seniorenmitwirkungsgesetzes 

§ 11 Absatz 2 Satz 4 des Hamburgischen Seniorenmitwirkungsgesetzes vom 30. 
Oktober 2012 (HmbGVBI. Seite 449), geändert am 12. März 2018 (HmbGVBI. Seite 
61), wird gestrichen. 

Artikel 9 

Änderung des Hamburgischen Gesetzes zur Ausführung des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - 

Das Hamburgisches Gesetz zur Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch - 
Kinder- und Jugendhilfe - vom 25. Juni 1997 (HmbGVBI. Seite 273), zuletzt geändert 
am {einzusetzen ist das Datum der ietzten Änderung) (HmbGVBI. Seite (...)), wird wie 
folgt geändert. 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

1.1 Der Eintrag zu § 33 erhält folgende Fassung: „§ 33 Inkrafttreten“. 

1.2 Der Eintrag zu § 34 wird gestrichen. 

2. § 12 wird wie folgt geändert: 

2.1 In Absatz 1 werden die Wörter „und der Beschlüsse der Deputation“ gestri- 
chen. 

2.2 Absatz 3 wird aufgehoben. 

2.3 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

2.3.1 In Satz 4 werden die Wörter „die Deputation der Jugendhilfebehörde“ 
ersetzt durch die Wörter „der Senat“. 

2.3.2 In Satz 5 werden die Wörter „von der Deputation“ ersetzt durch die 
Wörter „vom Senat“. 

3. § 13 wird wie folgt geändert: 

3.1 In Absatz 1 Nummern 2 und 3 werden jeweils die Wörter „Deputation der zur 
Jugendhilfebehörde bestimmten Fachbehörde“ ersetzt durch das Wort „Bür- 
gerschaft“. 

3.2 In Absatz 2 werden die Wörter „Deputation der Jugendhilfebehörde“ ersetzt 
durch das Wort „Bürgerschaft“. 

4. In § 14 wird das Wort „Deputation“ ersetzt durch das Wort „Bürgerschaft“. 

5. In § 16 Absatz 2 werden die Wörter „die Deputation“ ersetzt durch die Wörter 
„den Präses der für die Jugendhilfe zuständigen Behörde“. 

6. In § 27 Absatz 5 Satz 2 werden die Wörter „auf Vorschlag der Deputation“ gestri- 
chen. 

7. § 33 wird aufgehoben. 

8. § 34 wird § 33. 

Artikel 10 

Änderung des Gesetzes über das Hamburgische Verfassungsgericht 

In § 3 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes über das Hamburgische Verfassungsgericht in 
der Fassung vom 23. März 1982 (HmbGVBI. Seite 53), zuletzt geändert am 5. Okto- 
ber 2017 (HmbGVBI. Seite 319), werden die Wörter „die Deputierten sowie“ gestri- 
chen. 
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Begründung 

Zu Artikel 1 (Neufassung des Artikels 56 HV) 

Mit der Neufassung des Artikels 56 der Verfassung der Freien und Hansestadt Ham- 
burg (HV) wird die bisherige verfassungsrechtliche Grundlage der Mitwirkung des 
Volkes bei der Verwaltung durch die Vorgabe der Gesetzesbindung der Verwaltung 
(Satz 1), durch ihre Allgemeinwohlbindung sowie durch ihre Verpflichtung zu Bürger- 
nähe und Transparenz (Satz 2) ersetzt. Die Transparenzpflichten werden in Satz 3 
verfassungsrechtlich konkretisiert. Satz 4 überträgt dem Gesetzgeber die Aufgabe der 
gesetzlichen Konkretisierung der Vorgaben des Satzes 3. 

Durch Satz 1 wird die aus dem Demokratieprinzip und dem Rechtsstaatsprinzip abge- 
leitete Gesetzesbindung der Exekutive als zentrale verfassungsrechtliche Vorgabe 
den nachfolgenden Pflichten vorangestellt. Entsprechende Verfassungssätze finden 
sich im Grundgesetz (Artikel 20 Absatz 3 GG) sowie in der Verfassung Schleswig- 
Holsteins (Artikel 52 Absatz 1). Durch die Bestimmung wird die Einbindung der Ver- 
waltung in den demokratischen Rechtsstaat hervorgehoben. 

Satz 2 ergänzt diese Vorgabe durch die Verpflichtung der Verwaltung auf das Wohl 
der Allgemeinheit sowie auf die Grundsätze der Bürgernähe und Transparenz. Hier- 
durch wird zum Ausdruck gebracht, dass das Verwaltungshandeln sowohl an dem 
Wohl der Allgemeinheit als auch an den Rechten der Bürgerinnen und Bürger zu ori- 
entieren ist. Die Verpflichtung der Verwaltung auf das Allgemeinwohl findet eine Ent- 
sprechung in Artikel 58 HV („Wer im Dienste der Freien und Hansestadt Hamburg 
steht, dient der Gesamtheit und hat seine Aufgabe unparteiisch und ohne Rücksicht 
auf die Person nur nach sachlichen Gesichtspunkten wahrzunehmen.“) und ist auch in 
der Verfassung des Landes Sachsen (Artikel 82 Absatz 1 Satz 2) niedergelegt. Der 
Verfassungsgrundsatz der Bürgernähe ist in der Verfassung von Berlin (Artikel 66 
Abs. 1) sowie in Artikel 10 Absatz 3 Satz 2 des Vertrags über die Europäische Union 
(EUV) aufgeführt. 

Der Grundsatz der Transparenz verpflichtet die Verwaltung zu einer offenen und für 
Allgemeinheit und Einzelne einsehbaren Arbeitsweise. Hierdurch werden Verantwort- 
lichkeiten innerhalb der Verwaltung sichtbar, was den Bürgerinnen und Bürgern 
bewusste Entscheidungen im demokratischen Prozess ermöglicht. Transparentes 
Verwaltungshandeln fördert somit die demokratische Meinungs- und Willensbildung 
und ermöglicht eine Kontrolle des staatlichen Handelns (vergleiche § 1 Absatz 1 des 
Hamburgischen Transparenzgesetzes, HmbTG). Durch die Aufnahme dieses Verfas- 
sungsgrundsatzes wird die Informationsfreiheit als objektive Verpflichtung der Verwal- 
tung auf Verfassungsebene verankert. Bestehende einfachgesetzliche Ausgestaltun- 
gen dieser Rechte im hamburgischen Landesrecht können dadurch nicht mehr ohne 
eine Verfassungsänderung abgeschafft werden. 

Durch Satz 3 wird der Transparenzgrundsatz verfassungsrechtlich näher konkretisiert. 
Satz 3 greift die bestehende Ausgestaltung der Pflichten im Hamburgischen Transpa- 
renzgesetz als individuelle Auskunftsansprüche nach § 1 Absatz 2 HmbTG und Veröf- 
fentlichungspflichten der Behörden nach § 3 HmbTG auf. Durch den zweiten Halbsatz 
werden zugleich die verfassungsrechtlichen und einfachgesetzlichen Grenzen der 
Transparenzpflichten in die Verfassung aufgenommen. Sie entsprechen den bereits 
im Hamburgischen Transparenzgesetz niedergelegten einfachgesetzlichen Grenzen 
(§§ 4 bis 9). Hierdurch werden der nunmehr verfassungsrechtlich verankerten Infor- 
mationsfreiheit ihre verfassungsrechtlichen Grenzen konkretisierend an die Seite 
gestellt. Durch diese Klarstellung wird einem möglichen Ungleichgewicht zwischen 
den öffentlichen Belangen und den Auskunftsrechten Einzelner bei der Auslegung des 
Hamburgischen Transparenzgesetzes vorgebeugt. Mit den „öffentlichen Belangen“ in 
Satz 3 werden insbesondere die in § 6 HmbTG aufgeführten öffentlichen Belange 
erfasst, hierunter insbesondere die Willensbildung des Senats bis hin zum Kernbe- 
reich exekutiver Eigenverantwortung, sowie ferner die Ausnahmen von der Informati- 
onspflicht nach § 5 HmbTG. Mit der Bereichsausnahme der „Rechte Dritter“ werden 
die personenbezogenen Daten (§ 4 HmbTG) sowie die Betriebs- und Geschäftsge- 
heimnisse erfasst (§ 7 HmbTG). Durch die Ausnahme der „gesetzlichen Vorschriften“ 
werden die Einschränkungen des Auskunftsanspruchs nach § 9 HmbTG kraft höher- 
rangigen Rechts oder spezialgesetzlicher Regelungen verfassungsrechtlich umschrie- 
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ben. Die im Halbsatz 2 gewählte Formulierung („soweit dem nicht öffentliche Belange, 
Rechte Dritter oder gesetzliche Vorschriften entgegenstehen“) entspricht strukturell 
der Formulierung der Grenzen der Auskunftspflicht in Artikel 30 HV. Diese Formulie- 
rung zwingt den Gesetzgeber nicht dazu, die Beurteilung der Zulässigkeit eines Infor- 
mationsanspruchs stets als einen Abwägungsvorgang zwischen den öffentlichen 
Belangen, Rechten Dritter oder gesetzlichen Vorgaben auf der einen Seite sowie dem 
Informationsinteresse auf der anderen Seite auszugestalten, sondern erlaubt ihm 
auch die gesetzliche Definition abwägungsfester, starrer Informationsgrenzen, wie sie 
bereits zum Teil im Hamburgischen Transparenzgesetz zu finden sind. 

Satz 4 überträgt dem Gesetzgeber die Aufgabe der einfachgesetzlichen Konkretisie- 
rung der Transparenzpflichten und deren Grenzen. Einer Anpassung des Hamburgi- 
schen Transparenzgesetzes an die neue verfassungsrechtliche Ausgestaltung bedarf 
es nicht. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Gesetzes über Verwaltungsbehörden) 

Durch die Aufhebung der §§ 7, 9 bis 15 sowie § 16 Sätze 3 und 4 des Gesetzes über 
Verwaltungsbehörden werden die Deputationen abgeschafft. Dies ist aufgrund der 
Neufassung des Artikels 56 HV zulässig. Die in Deutschland in dieser Form einzigarti- 
gen Deputationen erscheinen in ihrer Stellung, ihren Aufgaben und ihrer Arbeitsweise 
nicht mehr zeitgemäß. Die früher in sie gesetzten Erwartungen haben sich jedenfalls 
in den letzten Jahren nicht mehr erfüllt. Weder stellen sie die „eigentliche Kraftquelle 
der hamburgischen Verwaltung“ Neuordnung der kommunalen 
Verwaltung der Hansestadt Hamburg, 1948, Seiten 124, 125) dar, noch wirken sie 
sich als „Gegengewicht und Stimulationsfaktor für die bürokratische Verwaltung durch 
Berufspersonal“ aus Hamburgisches Staats- und Verwaltungsrecht, 5. Auflage 
1975, Seite 20 unter Hinweis auf DÖV 1954, 426). Sie verfügen in der 
Gesamtschau über geringe Kompetenzen und Einwirkungsmöglichkeiten und haben 
sich in der Praxis als überwiegend wenig wirksam erwiesen. Daher weisen sie kein 
angemessenes Kosten-Nutzen-Verhältnis auf. Die in nicht öffentlichen Sitzungen 
tagenden Deputationen erscheinen gegenüber der Öffentlichkeit als intransparent. So 
kann der Verfassungsauftrag des Artikels 56 HV, das Volk an der Verwaltung mitwir- 
ken zu lassen, nur unzureichend von den Deputationen erfüllt werden Die 
Deputationen, 1980, Seite 23). Trotz ihrer jahrhundertealten Tradition dürften sie gro- 
ßen Teilen der Bevölkerung unbekannt sein. 

Die Teilnahme der Deputationen an den Entscheidungen über Vorschläge, die von 
den Behörden für die Ernennung und Beförderung von Beamten einschließlich der 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte ab der Besoldungsgruppe A 13 und der Besol- 
dungsgruppe R 1 aufwärts sowie für die Einstellung und Höhergruppierung von Ange- 
stellten ab der Entgeltgruppe 13 aufwärts und außertarifliche Verträge vergleichbarer 
Wertigkeit gemacht werden, hat in der Vergangenheit mit dazu beigetragen, dass die 
Dauer der Einstellungsverfahren im Vergleich zu denen der Privatwirtschaft nicht mehr 
wettbewerbsfähig waren. Dies wirkt sich im Zuge des Fachkräftemangels bereits 
negativ aus. 

Darüber hinaus sind die Mitwirkungs- und Kontrollrechte der Bürgerinnen und Bürger 
an der Verwaltung in anderen Bereichen - Bürgerbegehren und Bürgerentscheide auf 
bezirklicher Ebene nach dem Bezirksverwaltungsgesetz, Auskünfte- und Veröffentli- 
chungspflichten nach dem Hamburgischen Transparenzgesetz - in den vergangenen 
Jahren erheblich gestärkt worden, sodass der Mehrwert der Deputationen im Zusam- 
menspiel mit den Kontrollbefugnissen der Bürgerschaft in der Gesamtschau insge- 
samt nicht mehr überzeugt. 

Durch die Abschaffung der Deputationen werden in den Fachbehörden zudem Stel- 
lenanteile von Beschäftigten, die bislang für die Geschäftsstellen der Deputationen 
tätig waren, für andere Aufgaben frei. Auch entfällt ein nicht unerheblicher personeller 
Aufwand, der mit der Erstellung der Sitzungsvorlagen und -Protokolle sowie der Sit- 
zungsteilnahmen von Beschäftigten der jeweiligen Fach behörde verbunden war. 

Zu den Artikeln 3 bis 10 

Die Artikel 3 bis 10 enthalten Änderungen in verschiedenen Landesgesetzen infolge 
der Abschaffung der Deputationen. 
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PR 
Personalrat 

Vorsitz 
Tel. 42863-3007 

VP 
Vertrauensperson der 
Schwerbehinderten 

SFA (Soz.beh./BIS) 
Stabsstelle 

Flüchtlinge u. 
übergreif. Aufgaben 

42863-4314 
42863-5565 

GB 
Gleichstellungs- 

beauftraote 
Tel.42863-2579 

Sozialbehörde 

Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziaies, 
Famiiie und integration 

Senatorin: 
Tel. 42863-3001 /-3002 

Staatsrätin SV-S 
(Soziales) 

Tel. 42863-2550/-2551 

Staatsrätin SV-G 
(Gesundheit) 

Tel. 42863-3742/-2843 

IR 

SB 

Stand: 01.08.2020 

Innenrevision 

Tel. 42863-2432 

Senatorenbüro 

Amt für 
Zentrale Dienste 

Tel. 42863-3005 

Z2 
IT-Management und 
Verwaltungsservice 

iTel. 42863-2961 

Personal und 
„Organisation 

I Tel. 42863-4047 

Z4 
Haushalt und 

Betriebswi rtsc haft 
^^^■Tel. 42863-3056 

Amt für Zentrale Dienste 
der ehern. BGV 

Tel. 42837-2220 

ZD 
Management 

Digitale BASFI 

Tel. 42863-3041 

ESFP 
ESF-Prüfbehörde 

tS^^So 

Z5 
Rechtsabteilung 

Tel. 42863-3015 

Z6 
Unternehmensbeteiligungen 

u. Verwendungsnachweis- 
prüfungen 

Tel. 42863-3743 

behDSB 
Behördl. Datenschutz- 
beauftragter (inkl. LEB) 

Tel.42863-2681 

ORA 
Öffentliche 

Rechtsauskunft- und 
Vergleichsstelle 

^^■Tel. 42843-3070 

II 

Z2 

Sl 
Amt für Soziales 

Tel. 42863-2800 

Personal und 
— Ressourcen- 

II Steuerung 

Tel. 42837-2220 

Z3 " 
IT und 

Verwaltungs- II 
Service n 

Tel. 42837-2427 

Management- 
unterstützung 

^■Tel. 42863-3239 

Sl 2 
Grundsatzaufgaben des 

Sozialhilfeträgers - Soziale 
Hilfen und flankierende 
 Leistungen 

|Tel. 42863-2802 

Sl 3 
Wohnungslosenhilfe u. 

Unterbringung, 
Zuwanderung aus der EU 

|Tel. 42863-2651 

Teilhabe u. Gleichstellung 
von Menschen mit 

Behinderung 
^^^^■Tel. 42863-2427 

I * Verlagerung Amt Z der BGV zur Sozialbehörde 
01.07.20, danach Versetzungen in Zielbehörden 

iÜ jra 

BEHÖRDE FÜR ARBEIT, GESUNDHEIT, 
SOZIALES, FAMILIE UND INTEGRATION 

FS 
Amt für Familie 

Tel. 42863-2900 

AI 
Amt für Arbeit und 

Integration, 
ESF-Verwaltungsbehörde 
^^^■Tel. 42863-2010 

L Landesbetrieb Erziehung i 
und Beratung 

iTel. 42815-3001 

FS-FIT 
Familieninterventions- 
 team (FIT) 

Tel. 42863-3201 

FS 1 
Management- 
unterstützung 

FS 2 
Gestaltung der 

Jugendhilfe 
Fel. 42863-2440 

FS 3 
Familie und 

Kindertagesbetreuung 
^^^^■Tel. 42863-2438 

FS 4 
Überregionale Förderung 

und Beratung, 
Landesjugendamt 

FS 5 
Versorgungsamt 

Hamburg 
^^■Tel. 42863-7100 

L ' Jobcenter 
team.arbeit.hamburg 

• Zentrale 

Tel. 600 98 100 

AI 1 
Managementunterstützung, 

ESF-Bescheinigungsbehörde 

Tel. 42863-3977 

AI 2 
Integration, Zivilgesellschaft, 

Opferschutz 

Tel. 42863-5439 

AI 3 
Arbeitsmarktpolitik, 

Steuerung 
team.arbeit.hamburg 

Tel. 42863-2944 

AI 4 
Projekt- und 

Zuwendungssteuerung 

Tel. 42863-3601 

Amt für Gesundheit 

Tel. 42837-2335 

G01 
Intendanz 

Tel. 42837-2773 

Gl 
Gesundheitliche und 

pflegerische Versorgung, 
Gesund heüiiMHiMMSenioren 

Tel. 42837-2715 

Öffentlicher Gesundheitsdienst, 
Gesundheitshilfen und 

Tel. 42837-2364 

Gesundheitswirtschaft, 
Internationales 

Behördensitz; Hamburger Straße 47, 22083 Hamburg 
Postfach 76 01 06, 22051 Hamburg, Telefon: 040-428 63-0 

geändert: 31.07.2020 



I LEB 
I Landesbetrieb | 
: Erziehung und Beratung L 
! Tel. 428 15-3001 ! 

FS 1 

Management- 
Unterstützung 

Tel. -4131 

FS 11 
Finanzmanagement 

und -Controlling 

FS 12 
Koordination abteilungs- 
übergreifender Aufgaben 

rel. -2908 

FS 1 JUS-IT 
Fachliche Leitstelle JUS-IT 

Tel^^^Bl48 

 FS KU  
Koordinierungsstelle 

Urbanes Leben 
iTel. -5442 

FS QJ 

Qualitätsmanagement 
in der Jugendhilfe 

iTel. -4133 

FS 

Amt für Familie 

I Tel. -2900 

FS 2 

Gestaltung der 
Jugendhilfe 

ili 
  JTl , 

BEHÖRDE FÜR ARBEIT, GESUNDHEIT, 
SOZIALES, FAMILIE UND INTEGRATION 

AMT FÜR FAMILIE 

Behördensitz: Hamburger Straße 47, 22083 Hamburg 
Postfach 76 01 06, 22051 Hamburg 
Telefon: 040-428 63-0 

Tel. -2440 

FS 21 
Steuerung d. Bezirksämter 
und Kontraktmanagement 

FS 22 
Ressourcenplanung 

und Controlling 
^^^■Tel.-4019 

FS 23 
Erziehungshilfen und 

Schutz junger Menschen 
-6236 

FS 24 
Jugendhilfe- 
Inspektion 

Tel.-2305 

FS 3 

Familie und 
Kindertagesbetreuung 

Tel. -2438 

FS 31 

Familienpolitik 

-2722 

FS 32 
Kinder- und 

Jugend Politik 
^^■Tel. -2553 

FS 33 
Steuerung der 

Kindertagesbetreuung 

FS 34 
Qualitätsentwicklung In 

der KIndertägesbetreuung 

FS 35 
Controlling, ProCAB, 

Zuwendungen 

FS 36 
Leistungsentgelte 
und -äbrechnung 

Hauptsitz des Amtes: Hamburger Straße 37, 
22083 Hamburg 
Telefon: 040-428 63-0 

 FS-JD  
Jugenddelinquenz und 

Straffälligenhilfe 
N.N. 

FS-FIT 

Fämilieninterventionsteäm 
(FIT) 

iTel. -3201 

Stand: 01.07.2020 

FS 4 
Überreg. Förderung 

und Beratung - 
Landesjugendamt 

Tel. -5001 

FS 41 
Soziälpädägogisches 

Fortbildungszentrum (SPFZ) 

FS 42 
Überregionale Jugend- 
und Famlllenförderung 

FS 43 
Gemeinsame 

Zentrale Adoptionsstelle 
-5001 

FS 44 

Amtsvormundschaften 
I Tel.-3085 

FS 45 
Internat. Jugendarbeit u. 
Jugendverbandsarbeit 

FS 5 

Versorgungsamt 
Hamburg 

Tel. -7100 

FS 5 P 
Projekt 

Digitalisierung Schweb.NET 
|Tel.-7101 

FS 51 
Steuerung und 

Service 

FS 52 
Grundsatz- und 

Rechtsangelegenhelten 

FS 53 
Soziale 

Entschädigungen 
iTel. -4398 

ITel. -7317 

FS 55 
Feststellungen nach dem 
Schwerbehindertenrecht 

Tel. 

FS 56 
Ärztlicher 

Dienst 
I Tel. - 3260 

geändert 2 328:13.07.2020 



FS 4 

Überregionale 
Förderung und 

Beratung - 

Landesjugendamt 
Tel. -5001 

FS 41 
Sozialpädagogisches 

Fortbildungszentrum (SPFZ) 
iTel. -5200 

FS 411 

FS 42 

Verwaltung Sozialpädagogische 
Fortbildung 

|Tel.-5309 

FS 412 
- Sozialpädagogische Fortbildung 

FS 413 
Praxisbüro Studiengang 

Soziale Arbeit 
N.N. 

Überregionale Jugend- und 
Familienförderung 

FS 421 
Zuwendungen 

I Tel.-3225 

FS 423 
Überregionale Projekte 

Tel.-2540 

FS 43 
Gemeinsame 

Zentrale Adoptionsstelle 
Tel. -5001 

iii 

BEHÖRDE FÜR ARBEIT, GESUNDHEIT, 
SOZIALES, FAMILIE UND INTEGRATION 

AMT FÜR FAMILIE 
Abteilung Überregionale Förderung und Beratung, 
Landesjugendamt 

Behördensitz: Hamburger Straße 47, 22083 Hamburg 
Postfach 76 01 06, 22051 Hamburg 
Telefon: 040-428 63-0 
Hauptsitz des Amtes und der Abteilung: Adolph-Schönfelder-Str. 5, 
22083 Hamburg 
Telefon: 040-428 63-0 

Stand: 01.07.2020 

 FS 44  

Amtsvormundschaften 

iTel. -4327 

 FS 45  

Internationale Jugendarbeit 
und Jugendverbandsarbeit 

^^^■lel. -3575 

FS 451 
Internationale Jugendarbeit 

^^^■Tel.-3575 

FS 452 
Jugendverbandsarbeit 

geändert: 07.07.2020 


